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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2023/2024 von der Ju‐
ristischen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin als Dissertation
angenommen. Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur befinden sich
auf dem Stand des Monats April 2023. Seitdem ergangenes Material wurde
nicht weiter berücksichtigt, mit Ausnahme des jüngst – kurz vor Druck‐
legung dieser Arbeit – eingereichten Gesetzentwurfs der Bundestagsfrak‐
tionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom Februar 2024 (BT-
Drs. 20/10376). Dieser wurde zwar nicht vertieft behandelt, jedoch kurz
erwähnt. Denn eine Gegenüberstellung der im Rahmen dieser Studie ent‐
wickelten Verbesserungsansätze mit den vom Gesetzgeber vorgeschlagenen
Lösungen zeigt eine Konvergenz der Schutztendenzen und betont erneut
die festgestellte Dringlichkeit einer Verschärfung der bestehenden Rechtsla‐
ge. Möge diese Dissertation dazu beitragen, ein umfassenderes Verständnis
für die Herausforderungen im Kampf gegen Mandatsträgerbestechung zu
fördern und damit einen kleinen Beitrag zu einer gerechteren und transpa‐
renteren Gesellschaft zu leisten.

Bei der Entstehung dieser Arbeit haben viele Menschen einen Beitrag
geleistet, denen ich an dieser Stelle meinen aufrichtigen Dank ausspreche.
Mein allererster Dank gilt meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Martin He‐
ger, der dieses Werk über die Jahre hinweg auf persönlich angenehme und
fachlich anregende Weise betreut und gefördert hat. Er gewährte mir wis‐
senschaftliche Freiheit, stand jedoch mit konstruktiven Denkanstößen und
Impulsen stets an meiner Seite. Sein Vertrauen, seine stetige Gesprächsbe‐
reitschaft und seine Rücksichtnahme in wichtigen Momenten haben maß‐
geblich zum Gelingen dieser Arbeit beigetragen. Ebenso herzlich möchte
ich Herrn Prof. Dr. Bernd Heinrich für die Erstellung des Zweitgutachtens
und die darin enthaltenen instruktiven Anregungen danken.

Für die finanzielle Unterstützung während meines Promotionsstudiums
gilt mein außerordentlicher Dank der Hanns-Seidel-Stiftung und dem
DAAD. Zu großem Dank bin ich aber auch dem Deutschen Bundestag
verpflichtet, der die Veröffentlichung dieser Arbeit großzügig mit einem
Druckkostenzuschuss gefördert hat.
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Weiterhin danke ich den Herausgebern der Schriftenreihe „Schriften
zum Internationalen und Europäischen Strafrecht“ für die freundliche Auf‐
nahme meiner Arbeit.

Herrn Prof. Dr. Hans Hofmann möchte ich mein Dankeschön ausspre‐
chen. Durch seine Vorlesung zum Gesetzgebungsverfahren eröffnete er
mir die Türen in den deutschen Parlamentarismus und beeinflusste mich
mittelbar aber bedeutend bei der Auswahl des Themas für die vorliegende
Studie sowie bei meiner beruflichen Tätigkeit im Bundestag.

Zutiefst dankbar bin ich meiner Freundin, Frau Liliane Obrecht, MLaw,
für ihre wertvollen Anmerkungen und die Korrekturdurchsicht. Ihre uner‐
müdliche Begleitung in diesem Schaffensprozess und weit darüber hinaus
sowie ihre Freundschaft sind für mich von unschätzbarem Wert. Sehr zu
danken habe ich auch meinen Kolleginnen und Freundinnen Frau Dr.
Afroditi Voli und Frau Dr. Şölen Çakıroğlu für ihre vielfältigen Ratschläge.

Ein herzliches Dankeschön gilt aber auch allen meinen Freundinnen
und Freunden in Deutschland und Griechenland, die mir während der
Promotionszeit beigestanden und diesen herausfordernden Weg auf ihre
individuelle Weise begleitet und bereichert haben. Auch wenn nicht ab‐
schließend möchte ich insbesondere Antigoni, Evdokia, Xenia, Katerina,
Silvia, Maria, Christina und Vasilis für ihre kontinuierliche Ermutigung, ihr
Verständnis und ihre wunderbare Freundschaft in all den Jahren danken.

Der allergrößte Dank gilt meiner Familie: meinen Eltern, Andreas und
Konstantina, und meiner Schwester Maria. Ihr Beitrag lässt sich nur schwer
in Worte fassen. Ohne ihren liebevollen und bedingungslosen Rückhalt
wäre dieser lange Weg so nicht denkbar gewesen.

Diese Arbeit widme ich meiner Familie – Ihr verdanke ich alles.

Berlin, im März 2024 Olga Kakouri

Vorwort
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